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* Sabotageakte .
Die Verhandtungen unter den Alliierten über eine

möglichst gemeinsame Stellungnahme zu dem neuen
deutschen Angebot sind noch im Gange . Frankreich rrnd
Belgien haben jedes für sich die schriftlich formulierten
Fragen der Londoner Regierung beantwortet . Ob eine
Veröffentlichung dieses Frage - und Antwortspieis schon
in den nächsten Lagen erfolgen wird , ist zweifelhaft .
Eine solche Veröffentlichung würde ja auch nur dann
nützlich wirken können, wenn die Antworten Frankreichs
und Belgiens so beschaffen sind, daß sie eine Einigirng
unter den Alliierten erhoffen lassen.

An der Grundeinstellung der englischen Poli¬
tik scheint sich nichts geändert zu haben . Man ist in
London zweifellos bereit , große Opfer zu bringen , um
Frankreich zu einer vernünftigen Einigung zu bewegen ,
aber man hält andererseits unverrückbar daran fest, daß
die Reparattonsfrage raschestens in einer Weise gelöst
werden müsse , die DxutsMand auch wirklich gestattet , sei¬
nen Reparationsverpflichtungen nachzukommen. Gewisse
Forderungen der Pariser Regierung sind aber so gearret ,
daß sie den ehrlichen Willen Deutschlands zur Erfüllung
von vornherein lahmlegen . Eine Aufrechterhaltung der
militärischen Besetzung des Ruhrgebiets und ein Auf¬
rollen dessen , waS man in Frankreich die „ Rheinland -
frage " nennt , müßte ganz automatisch den Erfüllungs -
Willen des deutschen' Volkes lähmen und unterbinden .

Es ist eben sinnlos , von einem Schuldner Bezahlung
zu verlangen und ihm gleichzeitig das Fundament seiner
wirtschaftlichen Existenz zu untergraben . In England
hat man diese Sinnlosigkeit der französischen -Politik
längst eingesehen . Und da Frankreich auch heute noch
nicht recht von dieser Politik abzubringen ist, muß sich
naturgemäß in der ganzen Welt der Eindruck verstärken,
daß es den leitenden französischen Staatsmännern über¬
haupt gar nicht auf Reparationen ankommt , sondern daß
sie den ganzen Komplex des Reparationsproblems ledig¬
lich dazu verwertet , um hinter ihm als Wandschirm im¬
perialistische Ziele zu verfolgen .

Wie die Dinge nun einmal liegen , mutz die deutsche
Reichsregierung einstweilen die Entwicklung abwarten .
Sie kann mit größeren Aktionen nicht hervortreten .
Diese Zeit erzwungenen Abwartens benutzt Frankreich
dazu, um durch brutale Verschärfung des Druckes eine
sofortige Kapitulation Deutschlands zu erzwingen . Das
heißt, Frankreich versucht, das mit Gewalt und unmittel¬
bar zu erreichen, was es sonst vielleicht nur durch Ver¬
handlungen mit den Alliierten erreichen könnte . Wir
sagen absichtlich : vielleicht . Denn die Aussichten dafür ,
daß England sich bei solchen Verhandlungen dein fran¬
zösischen Standpunkt unterordnen würde , sind doch recht
gering . Das ist aber für Frankreich ein Grund inehr,
jetzt noch in aller Eile von Deutschland selbst die Kapi¬
tulation zu erpressen.

Es ist ganz klar, daß auch diese Spekul ation auf
ein Nachlassen der deutschen Widerstandskraft f e h l -
schlagen wird . Der passive Widerstand wird auch
weiterhin aufrechtcrhalten werden , bis der Moment zu
verniinstigen Verhandlungen gekommen ist . Aber vor
einem müssen wir uns hüten , nämlich davor , daß die
Grenzen des passiven Widerstands über¬
schritten werden . Der passive Widerstand schließt
als solcher Handlungen der Aggressivität , Handlungen
der Ze r st ö r u n g und der ge w a l t s a m e n Sabo¬
tage aus . Es sind zwei sehr gewichtige Gründe , die uns
zu dieser Ausschließung verpflichten .

Zunächst das innerpolittsche Argument . Alle diese Akte
der gewaltsamen Sabotage dienen lediglich dazu , den
Druck der Besatzung , der ja wahrlich schon an und für
sich sehr schwer ist, n o ch z u vergrößern . Sie laden
den französischen Gewalthaber sönmlich zu Repressalien
ein und verhängen damit neue unsägliche Leiden über
Teile der Bevölkerung , die in vat ; ländischer Treue den
Passiven Widerstand als solchen mitmachen . Es entstehen
für das Reich neue Kosten und neue Unzuträglichkeiten .

Mit bewundernsiverter Opfertvilligkeit hat bisher die
Bevölkerung der besetzten Gebiete alle Leiden auf sich ge¬
nommen , in der Überzeugung , daß der französischen Will¬
kür eben nicht zu entrinnen ist. Über Sabotageakte , die
von deutschen Händen undernornimen werden , denkt
die Bevölkerung aber ganz anders . Sie ist der Ansiicht.
daß solche Akte ruhig unterbleiben könnten , weil
sie an sich völlig unnütz sind und lediglich der fran¬

zösischen Willkür neue Vorwände liefern . Esl mag sein ,
daß genau so, wie im Kriege , gewisie Bevölkerungs¬
schichten , die selber weit vom Schüsse sitzen, über die Not¬
wendigkeiten des Frorrtkampfes blutrünstiger denken, als
die Volksgenossen , die «litten im Feuer stehen. Darnach
dürfen wir uns aber nicht richten. Entscheidend ist für
uns der Wille und das Gefühl der unmittelbar
betroffenen Bevölkerung . Und sle lehnt diese
Sabotageakte ab.

Dann das außenpolitische Argument . Bisher
hat sich der größte Teil der öffentlichen Meinung der
Welt mit Abscheu davon überzeugt , daß der französische
Militarismus und die französische Brutalität , wie sie sich
jetzt an der Ruhr austoben , all das in Schatten stellen,
was man früher dem preußischen Militarismus zur Last
legte . Frankreich hat sicherlich in den letzten Mo¬
naten keine nioralischeu Eroberungen in
der Welt gemacht . Diese für uns günstige Stim -
lnung könnte zu unserem Nachteil beeinträchtigt werden ,
wenn das Ausland den Eindruck gewinnen müßte , daß
gewisse französische Gewaltmaßnahmen durch deut¬
sche Sabotageakte hervorgerufen werden .

Die Franzosen , die Rteister in der Propaganda sind,
lverden sicherlich einen jeden solcher Sabotageakte in
ihrem Sinne ausnutzen und der Welt einzureden ver¬
suchen , daß eben täglich und stündlich das Leben der Be¬
satzungstruppen und der Besatzungsbeamten bedroht sei,
und daß man dieses Leben unter Umständen auch durch
energische Maßnahmen schützen müsse. Im übrigen darf
nicht vergessen werden, daß in den Zügen , auf die Atten¬
tate verübt werden , ja nicht bloß Franzosen sitzen , son¬
dern auch andere Ausländer . Jedenfalls wird also auch
aus außenpolitischen Beweggründen heraus ie-
der vernünftige deutsche Volksgenosse diese Sabotageakte
ablehnen .

Da nun zweifellos manche der deutschen'Saboteure von
an sich durchaus ehrenwerten und vaterländischen Mo¬
tiven geleitet wurden , ist es notwendig , gerade an ihr
vaterländisches Gefühl zu appellieren . Wer sein
VateA " d wirklich liebt und ihm eine große und glück¬
liche Zukunft gönnt , wer wirklich den Wunsch hegt , daß
die jetzigen Verhandlungen zu einem für uns wenigstens
erträglichen Ende führen , der hat die Pflicht , die
Parole der Reichsregierung und der Lan¬
desregierungen genau zu befolgen und
alle Handlungen zu vermeiden , die den
CharakterderGewaltsamkeit,derZerstö -
rung und der Aggressivität an sich tra¬
gen . Wir hoffen , daß ein wirklich vaterländisch emp¬
findender Bürger , und mag er sonst noch so weit rechts
stehen, die Argumente würdigen wird , die wir hier vor -
gekragen haben.

Line Rede Leverings .
Der preußische Minister des Innern , Severing hat dieser

Tage im preußischen Landtag eine Rede geihallen , die auch
außerhalb Preußens beachtet zu werden verdient . Wir geben
sie im folgenden nach dem Bericht der „Frankfurter Zeitung "
wieder :

„Die Art , wie draußen im Lande die politische Debatte ge¬
führt wird , stoht in schreiendem Gegensatz zu den Bedürf¬
nissen des Tages . Wir haben die Verbindung mit den
kämpfenden Beamten im Ruhrgebiet unausgesetzt aufrechter¬
halten und uns auch bemüht , die Führung des Kampfes durch
Erfüllung der materiellen Vorbedingungen zu erleichtern . Wir
stehen vor einer bedenklichen Krise in der 'Arbeiterschaft , wenn
es nicht gelingt , in de » nächsten Tagen erhebliche Mengen
Lebensmittel in das Ruhrgediet einzuführen . Es muß sich
jetzt zeigen , ob General Dcgoutte wirklich gewillt ist, die Le¬
bensmittelversorgung nicht zu stören . Es herrscht im Lande
Nervosität und Unruh «, aber diejenigen , die zur Führung be¬
rufen sind , dürfen sich davon nicht anstecken lasten . Eine wich¬
tige Aufgabe fällt dabei der Presse zu : Die öffentliche Mei¬
nung ist größtenteils das , was die Presse daraus macht ! Es
müssen ausreichende Ä>laßnahmen zur Verbilligung der Le¬
bensmittel getroffen werden . Ich wäre den Kommunisten
dankbar , wenn sie mir dafür ein unfehlbares Rezept angeben
können ! In öffentlichen Versammlungen geben die Herren
zu , daß , wenn sic an der politischen Macht wären , das Brot
eher teurer als billiger werden würde . Die kleinen Wucherer
werden ja in der Regel zuerst gefaßt , aber der erste «schritt
ist getan , auch die großen zu fassen . Daß es sich bei der
PreiserhShulig nur um die Folgen der Geldentwertung han¬
delt , trifft nicht zu ; es gibt viele Kreise , die sich an der Rot
des Volkes bereichern wollen ! Zu prüfen ist, ob die beschlag¬
nahmte Ware nicht den Kleinrentnern zu billigerem Preise
abgegeben werde » könne. Die Landarbeiterstreiks sind außer¬
ordentlich bedauerlich , aber mit dem Poirzeisäbft läßt sich
dagegen nicht » machen . Die Regierung kann sich in wirt¬

schaftliche Streitigkeiten nicht mischen, sie kann nur für Ruhe
und «Ordnung sorgen . Einen Polizeischutz , . wie Sie ( rechts )
ihn wünschen , kann ich nicht gewähren ; die übrigm Provin -
zen können nicht von Polizei entblößt werden , weit in Schle -
sren Landarbeiter streiken . Die Lage wird vielfach dadurch
erschwert , daß die Arbeitgeber sich weigern , zu verhandeln .Die Auflösung der proletarischen Hundortschaften ist nicht
auf das Drängen der Deutschen Volkspartei zurückzuführen ,sondern vas Ergebnis pflichtgemäßer Erwägungen . Mit den
Einwohnerwehren , deren Existenz die Entente nicht dulden
wollte , mußten seinerzeit selbstverständlich auch die Arbeiter¬
wehren aufgelöst werden . Ich habe später die Reichsregie ,
rung ersucht , eine Verordnung auf Grund des Artikels 48 zu
erlassen , alle Stoßtrupps oder Hundertschaften , einerlei wel¬
cher Parteirichtung sie angehören , zn verbieten ; denn es geht
nicht an , daß Bayern außerhalb der allgemeinen Rechtsord -
nung steht . Es ist nicht dazu gekommen . Die Reichsregie »
rung konnte aber auf Grund des Schutzgesetzes gegen die pro¬
letarischen Hundertschaften erst vorgchen , als durch die Ber -
öffentlichung der „Roten Fahne " ihr staatsfeindlicher Zweck
dargetan wurde . Die Kommunisten sind politische Kinder ,weil sie eine Macht Vortäuschen , die sie in Wahrheit nicht sind.Blaue Bohnen sind kein geeignetes Beruhigungsmittel . Wir
inuffen m erster Linie dafür sorgen , den ärgsten Feind zu be-
siegen : den Hunger .

Die Entwicklung der Dinge im Ruhrgebiet war vorauszu -
sehen , und wenn Sie ( rechts ) Mißtrauen gegen mich zu er -
regen suchen, so treiben Sie eine Politik des Riederreißen ».Waö wissen Sie (rechts ) von dem , was ich getan habe ? Ich
selbst habe nach Beseitigung der Schutzpolizei die Anregung
zur Bildung eines Rotschutzes gegeben , aber für das Weitere
bin ich nicht verantwortlich , nachdem die Schutzpolizei ver¬
jagt ist . Die Haupffache ist, daß die Bevölkerung in den Stand
gesetzt wird , wirtschaftlich durchzuhalten . Sonst gewinnen die
radikalen Elemente die Oberhand und die blauen Bohnen der
Franzosen tun das übrige . In solcher Lage darf man auch
nicht vierzehn Tage mit dem Beginn von Lohnverhandlungenwarten . Die einseitige Aufziehung des Selbstschutzes in Gel -
feykirchen billige ich nicht, aber vom sicheren Port läßt sich ge-
mächlich raten . Es soll bei der Bildung eines Selbstschutzes
Parität herrschen und die Polizei die Führung behalten . Ich
schlage Ihnen (zu den Kommunisten !) vor , daß Sie jedes Mit¬
glied ausschlietzen , das sich in diesen kritischen Tagen an die
französische Besatzung gewandt hat . Unverantwortliche kom-
munistische Hetzer habe » die Atmosphäre im Ruhrrevier ver -
giftet aber deshalb darf mar , noch nicht von einem kommu¬
nistischen Aufstand sprechen . Käme es zu dem Ehaos , das
Sie (zu den Kommunisten ) durch Ihre Politik mit vorberei -
trn , fo würden noch radikalere Elemente auch über Sie (zuden Kommunfften ) zur Tagesordnung übergehen . Die Lei -
tung der Kommunistischen Partei war mit der Bewegung im
Ruhrgebiet nicht einverstanden .

Keine Partei gibt es, die so viel zur Untergrabung der Au -
torttät des Innenministers beiträgt wir die Dentschnationalrn .
(Lebhafte Zustimmung .) Sie sollten doch einsehen , daß meiner
AmtsbefugniS im besetzten Gebiet jetzt ebensolche Grenzen ge-
zogen sind , wie der Machtbefugnis des MeichsverkekrsminifterS .
Die Ersahrungen , die wir mit hem Untersuchungsausschuß
über die mitteldeutschen Unruhen gemacht haben , sollten uns
vor einer Wiederholung bewahren . Der stellvertretende Re¬
gierungspräsident hat nur seine Pflicht getan , wenn er di«
Bösatzungsbehörde um die Zulassung auswärtiger Schutz¬
polizei ersuchte .

«Auf die Frage der Sprengattrntate und drS passiven Wider - *
standes kann ich nur mit Zurückhaltung eingehen . Wir müs¬
sen alles tun , um den Franzosen den Abtransport der Kohle
gu erschweren , aber bei der Ausführung dieser Absicht müssen
Mittel angsmandt werden , die im Interesse Deutschlands ,
nicht der Franzosen liegen . (Schr richtig !» Ich kann mir den -
ken, daß Eisenbahner , die binnen zwei Tagen ihre Wohnung
räumen müssen , zur Verzweiflung getrieben werden und
Attentate verüben . Etwas anderes ist es um Kolonnen isie
sristeruatisch Sprengungen ausführen ; denn ihre Tätigkeit liegt
nicht im Interesse des deutschen Volkes , wenn der Einzelne
auch von der besten Absicht erfüllt ist. Das wird auch von
einem Mitglied der Deutschen Volkspartei in der „Frankfur¬
ter Zeitung " ausgesprochen .

Was den Fall Schlageter betrifft , so hat der Bürgermeister
von Kaiserswerth einen Steckbrief hinter ihm erlassen ; die
politische Gesinnung des Bürgermeisters ist mir nicht bekannt ,
man sagt mir aber , daß er den Deutschnationalen nahestrht .
Er 'hat dasselbe getan , wie «in anderer Bürgermeister , den
die „ Kreuzzeitung " als Landesverräter brandmarkt , der a&ei
Mitglied der Deutschnational «» Boikspartei ist. (Hört ! Hört !)
Rkan soll hier nicht gleich, wie es die „Deutsche Tageszeitung *

tut , mit dem Vorwurf des Verbrechens kommen . Ebenso hat
die Essener Staatsanwaltschaft eine Belohnung auf die Er¬
greifung eines Attentäters ausgesctzt , ähnlich der Oberbürger - .
meister von Duisburg . ' Das Wochumer Gericht hat all : An¬
schläge gegen die Franzosen verurteilt . Aber alle Personen ,
die das tun , werden von Ihnen (rechts ) m Schutz genommen .
Unter dem Druck des französischen Generals hat der Bürger¬
meister von Kaiserswerch scin :rzeit den Brief an das Fabn -
dungsblatt geschrieben . Der Name Schlageter ist darin ver -
stünimelt und kein anderer Name genannt . Die Untersuchung
hat dann ergeben , daß Schlageter von den Roßbachlcutk «
Schneider und Götze an dir Franzosen verraten worden ist.
(Hört ! Hört ! links und im Zentrum .) Redner verliest das be¬
treffende Vernehmung -Protokoll . Sie bestreiten zwar , ihren
«Genossen -Schlageter verraten zu haben , geben aber zu , für
die Franzose » Spionagedienste getrieben uird Ge d von de,
Franzosen angenommen zu haben . (H-örtl Hört !» Auf d«
anderen «Seite ist es die preußische Polizei gewesen, di« MiepA
Bkrrüter SchlageterS verhaftet hat .



Eine « Mann , namens Schrirrdrr habe ich- am 5. Mär^ len -
ncn gelernt,va ' s mir von Breslau gemeldet wurde , daß er
i>eausttügt ' sei, mühumznbringen . Er hat abex, wie er "sagte ,
den Ausiräg nicht ausfüihren tonnen, ' weil ich von der Polizei
zu sehr geschützt würde . DaS ist derfeDe Schneider , der als
Verräter Sch'ageterS entlarvt wnrde . Und - solche Lumpen
werden hier noch in Schutz genommen ! Der Minister machte
.Mitteilung von einem anderen deutschvölkischcn Attentäter .,
»er dcmtschnationalgesinnte Lene an die Franzosen verraten
Hat, und ruft den Deutschnattonalen zu : „Sind Die so naiv
oder stellen Sie sich so, daß Sie solche Lumpen in Schutz neh-
« e« ? Und das Gesindel ist von Ihnen (rechts) in Schutz ge¬
nommen worden ! "

(Lebhafte Zustimmung !)
In Sachen Heinz -Haurnstein habe ich keinerlei Anweisungen

ergehen lassen . Er ist verhaftet worden , weil er Anweisung
tat ergehen lassen , einen französischen Posten „ auszubeben" .
Die Schleife des Kranzes , de»r der Regierungspräsident für
«Schlagetcr niedergsilegt hat und die in den Relchssarben ge¬
stalten war , ist dem Regierungspräsidenten mit der Bemer-
kung znrückgesandt worden : „Annahme vevweigert! Zur Ver¬
wendung beim Begräbnis brr jüdischen Republik . Der Fest¬
ausschuß" (Hört ! Hört ! ) Welche Gesinnung spricht aus diesen
Zeilen ! Wir haben jetzt Mächtigeres , zu tun , gls um Farben ,
zu streiten . Jedenfalls sollten aber in der kritischen Lage des .
Walerlandes die Farben des Reiches von alle» Seiten gleich
respektiert werden . (Lebhafte Zustimmung ^ In der Be¬
kämpfung der von solchen Leuten drohenden Gefahr werde ich
mich durch nichts abbringen - lassen , Das Wohl der .deutschen
Kruder kann nur wahrgenommen werden , wenn alle, , die gu¬
ten Willens sind, mit der Regierung zusammen arbeiten !
(Lebhafte Zustimmung links und im Zentrum .)

Mirtb Uber IKstbenau.
Der Reichskanzler a . D . Dr . Wirth hat aus An-

laß der Wiederkehr von Rathcnaus Todestag an
einen seiner vertrauten .Mitarbeiter ein Schreiben
gerichtet, das im „Tagebuch" veröffentlicht wird . '

Wir geben einiges daraus wieder :

„Nuthenau war ein Sehender . Auch wenn es ihn noch so
schmerzlich bewegte, er verschloß feine Augen vor der Wirk¬
lichkeit nicht . Klar und deutlich erkannte er die Katastrophe
unseres Volkes und trug auch in seinem Denken dem Unver¬
meidlichen Rechnung. Das schien uns , wenn wir über den
verderblichen Wandel der Zeilen sprachen , immer das Miß¬
liche Unserer politischen Lage zu sein, daß die Gegner Ra¬
thenaus dem , was wirklich ist und was unvermeidbar ist, keine
Geltung zubilligen wollten.

Ich bin wiederholt gefragt worden, wie er sich zum nativ»
«alen Gedanken stellte. Man muß sich natürlich zuerst fragen ,
was diese Frage eigentlich für einen Sinn hat . Will man
danlit fragen , ob das Eigenleben des deutschen Volkes, seine
Einheit und Zusammengehörigkeit und die Wiedervereinigung
der getrennten Brüder seinem Streben und Denken Ziel und
Richtung gab, so kann ich aufrrchtrg und ernsthast bekräftigen,
haß für Rathenau die Freiheit der deutschen Nation und die
Wiedergewinnung einer freien wirtschaftlichen Betätigung in
der Welt dauernd Gegenstand des Denkens gewesen ist.

Er hatte vom Dienst am Staat , am Bolke die denkbar
idealste Vorstellung. Die Fragen des Genreinwohls standen
bei ' ihm stets im Vordergrund , und der Mann , der über die
Probleme des Individuums nachsann, wandte seine Erkennt -
niffe auf die Problematik , mit der sein Volk während und
nach dem Kriege belastet war , in reichstem Matze an .

Rathenau wollte den Wiederaufbau , den Wiederaufbau
Deutschlands und Europas . Schon bald, nachdem ich die Lei¬
tung des Finanzministeriums übernommen hatte , wurde Ra -
thenau mir ein treuer Berater . Bei dem Umfang seiner
Kenntnisse uiid der geistigen Weite seiner Persönlichkeit mußte
er für die großen Fragen der deutschen Politik praktisch heran --

gezogen werden. Er schien mir bei seinem starken Vermögen
der konstruktiven Erfassung der Probleme der berufenste Wie-
deraufbauminister zu sein und wenn er das Amt übernahm »
ko dachte er wohl auch dabei von dieser Stelle aus die gesamte
Außenpolitik zu beeinflussen, ja ihr sein geistiges Gepräge zu
geben. An dieser Stelle darf wohl auch angefügt werden, daß
Rathenau vor Übernahme des Amts sich der Zustimmung sei¬
ner industriellen Freunde versicherte. Er legte Wert darauf ,
auch als der Repräsentant der großen deutschen Industrie m
das neue Amt zu gehen, weil er gewillt war , bei seinen Amts¬
funktionen dem Ausland gegenüber seine industrielle Per -
gcmgenheit für das Vaterland fruchtbar zu gestalten.

Er erkannte die Bedeutung der Industrie als eines politi-
scheu Faktors an ; leider hat er nach dem Wiesbadener Ab¬
kommen bei der deutschen Industrie starken Widerstand ge-

Smden , und mußte das unpolitische Verhalten der deutschen
ndustrie in seiner ganzen Tragik kennen lernen . Die hef¬

tigen Angriffe, die gegen ihn gerichtet wurden, waren eine
große Enttäuschung in seinem Leben. Er hat selten darüber
gesprochen , wie tief ihn dieser Widerstand traf , aber das Ge¬
fühl, mißverstanden und verkannt zu werden , verleidete ihm
seine politische Tätigkeit . Dies war wohl der innere Grund
dafür , daß er sich nach der verhängnisvollen Entscheidungüber
Oberschlesien wieder in seine wirtschaftliche Wirksamkeit zu¬
rückzog.

Meinem Drängen gab er endlich nach und übernahm das
Außenministerium , das objektiv für ihn die Stelle war , von
der aps er alle seine Fähigkeiten entfalten konnte. Für den
Posten des Außenministers brachte er wie keiner die nötigen
Borhedingungen . mit : Große Kenntnis ,des Auslandes und der
in ijfoi maßgebenden Personen , Eiyfühlunq in fremde Men- '

. ,
talitätzen, universelle Betrachtungsweise , wirtschaftliches Pre¬
stige, persönliche Würde . Mit ivahrem Feuereifer warf er sich
auf seine Ministcrgeschäfte; und es ist typisch für seine ehrliche
und ethische Arbeitsweise, daß er sich in der ersten Zeit sämt¬
liche Eingänge vorlegen ließ, uin auch in die Maschinerie eines
großen Amtes schnell einzudringen und sie zu beherrschen .
Der Tag hatte keine Grenzen für ihn , und man konnte fast
sagen, daß er wie ein Gelehrter arbeitete , wenn man nicht
wußte, daß er darüber den großen , freien Blick und die Ge¬
bärde des Weltmannes nicht verloren bat . Das Große dieser
Persönlichkeit zeigte sich besonders in Cannes , wo er die Lage
Deutschland vor dem internationalen Forum in selbst von den
Gegner anerkannter , hinreißender Rede improvisiert dar -
stellte, zeigte sich aber vor allen Dingen in Genua , wo er das
zum ersten Mal noch dem verlorenen Kriege im Völkerbund¬
konzern vertretene Deutschland würdig repräsentierte ; seine
Person gehörte zu den wenigen Aktiva der deutschen Politik
in Genua . Wer diese Konferenz mitgemacht hat , weiß, was
dies bedeutet. Ich brauchte nur an die Reaktion zu denken ,
die in manchen Kreisen der Konferenz durch den Rapollover -
trag ausgelöst wurde , eine Reaktion , deren Wirkung Rathenau
mit unerschütterlicher Würde und Ruhe und zuletzt mit voller
Wirkung parierte . Jeder Teilnehmer der Konferenz wird an
jede denkwürdige Schlußsitzung denken , in der Rathcncm seine
bekannte , mit dem Ruf „Pace , Pace ! " schließende Rede hielt ,
die begeisterten Beifall auslöste und selbst Widerstrebende in
ihren Dann zwang. Jeder deutsche Teilnehmer hatte das Ge-
jlihl deS Stolzes , Deutschland so würdig vertrete « zu iche».

Rathenau , war stch der Gchwierigkostender deutschen - Buße«.
Politik woM bewutzt , und niemals hat er geglaubt, - -daß -die
Entwicklung in Europa in kurzer Zeit in eine andere Richtung
gedrängt werden könne. Aber eines war mit seiner Hilfe er¬
reicht worden : .eine allgemeine politisch « Entspannung , ein
Wachsen der Erkenntnis vom guten , ehrlichen Willen Deutsch¬
lands ! Er nmtzte , wie wir alle , die wir uns mit diesen Din¬
gen beschäftigen , daß man nur Schritt für Schritt vorwärts¬
kommen kann, und daß es eine langwierige Aufgabe ist.
Deutschland politisch und wirtschaftlich frei zu machen .

Die Kugel bat seinen lauteren Absichten und seinem starken
Können ein frühzeitiges Ende gemacht. Seit seinem Tode
liegt ein Schatten über Deutschland und der Welt, und man
hat den Eindruck : bereits zurückgelegte Strecken müssen wie.
der von vorn begangen werden."

ßdolitiscke Neuigkeiten.
Deutscher « eicvstag

Beginn nachmittags 2 Uhr.
Auf der Tagesordnung sieht zunächst der Gesetzentwurf , be¬

treffend Änderung der Rechtsanwaltsordnung (Ausnahme von
der Residenzpflicht und wegen Bildung -von Kammern ) . —

Abg. Dr . Rosenfeld (Soz .) erklärt die vorgeschlagenen Ände¬
rungen nicht für genügend . Hoffentlich werde der Ausschuß
noch ' andere dringende Fragen regeln , wie z. B . die Freizügig¬
keit der Anwälte und Re Zusammensetzung der Ehrengerichte.
Redner beantragt Überweisung an den Rechtsausschuß.

Die Vorlage wird dem Rcchtsausschuß überwiesen.
Die Novelle zum Wohnungsmangekaesetz, die auf Antrag

Kniest (Dem . ) und Gen . bis 81 . Dezember verlängert werden
soll, wird in allen drei Lesungen debattelos erledigt.

Es folgt die dritte Beratung der Novelle zum Landessteuer -
gesetz. Eine allgemeine Aussprache findet nicht statt . In der
Einzelberatung werden die ersten vier Artikel debattelos an¬
genommen.

Abg. Feuerstein (Soz . ) befürivortet zu Art . 5 eine Änderung
des Umsatzsteuergesetzes , dahingehend, daß die Steuersätze bei
den Umsätzen von Genossenschaften um die Hälfte ermäßigt
werden sollen .

Der Antrag wird in namentlicher Abstimmung mit 190 ge¬
gen 160 Stimmen abgelehnt und die Vorlage in der Fassung
der zweiten Lesung endgültig angenommen . Dagegen stimmen
nur die Kommunisten. In allen drei Lesungen wird ohne De¬
batte ein Antrag aller Parteien angenommen , wonach die Diä¬
ten der Reichstagsabgeordneten auf ein Viertel eines Minister¬
gehaltes erhöht werden.

Der Gesetzentwurf über wertbeständige Hypotheken wird
ohne Debatte endgültig angenommen ; ebenso der Gesetzent¬
wurf über die Ausgabe wertbeständiger Schuldverschreibungen.

Vor der Beratung des Gesetzes über die Sicherung der Brot¬
versorgung wird die Sitzung von ) i>4 Uhr bis 5 Uhr durch eine
Pause unterbrochen.

Die Pause wird bis 6 Uhr verlängert . — In der fortgesetz¬
ten Sitzung komint der Gesetzentwurf zur Sicherung der Brot -
versorgung für 1923/24 zur Beratung .

Der Ausschuß hat die Vorlage in vielen Punkten geändert .
Nach seinem Entwurf wird die Regierung ermächtigt, zur Si¬
cherstellung der Brotversorgung bis zu 1 Million Tonnen (nach
der Regierungsvorlage 3% Millionen Tonnen ) zu erwerben .
Die Verwaltung der Reichsgetreidestelle soll spätestens mit dem
31. Dezember d. I . aufgelöst werden. Die in der Regierungs¬
vorlage gegebene Möglichkeit einer Beschränkung der Getreide¬
umlage hat der Ausschuß ganz beseitigt. Während die Regie¬
rungsvorlage die öffentliche Brotversorgung einstweilen fort¬
führen wollte, soll diese nach dem Ausschußantrag mit dem 15.
September d. I . fortfallen . Mit Zustimmung des Reichsrats
kann sie dann ganz oder teilweise noch bis zum 15. Oktober
d. I . fortgesetzt werden. Zur '

Deckung beantragt der Ausschuß
eine einmalige Abgabe in Höbe des sechsfachen Betrages der
Zwangsanleihe mit gewissen Ausnahmen .

Reichsernährungsministers Dr . Luther zollt zunächst Dank
und Anerkennung der Tapferkeit , welche die Bevölkerung am
Rhein und an der Ruhr in ihrem passiven Abwehrkampf be¬
wiesen habe, gedenkt aber auch der schweren Lasten, welche je¬
der deutsche Haushalt , und in Sonderheit die deutsche Frau
übernehmen mußte , und bisher in aufopfernder Weise getra¬
gen hat . Der Sturz , den die Mark durch die Börsenvorgänge
in der letzten Woche erlitien habe, sei in den tatsächlichen Ver¬
hältnissen nicht hinreichend begründet , insbesondere gebe die
außenpoliti ' ^>e Lage und die Aufnahme , die unser Memoran¬
dum gefunden habe, dazu keinen Anlaß . Gegen den Wäh¬
rungsverfall habe die Regierung neue Maßnahmen eingeleitet.
Die eingehenden Besprechungen, welche der Reichskanzler und
der Reichswirtschaftsminister mit t >en Sachverständigen aller
Kreise führten , um der Entwertung der Mark entgegenzutre¬
ten , hätten schon den ersten Erfolg sichtbar gemacht. Das Not¬
gesetz würde der Regierung die Möglichkeit geben, dem Spar¬
und Anlägebedürfnis weiter Kreise Rechnung zu tragen durch
wertbeständige Anleihen. Daneben bleibe die Lösung des
Problems der wertbeständigen Löhne eine wichtige Aufgabe
dieser Woche. Die Arbeitseinkommen schneller und besser der
sprunghaften Preisentwicklung anzupassen, sei das Ziel der
Verhandlungen , die -gegenwärtig mit den Vertretern der Ar¬
beitgeber und Arbeitnehmer schweben und die fortgesetzt wür¬
ben . Im Laufe der nächsten Woche hoffe die Regierung Metho¬
den der Lolmfeststkung Vorschlägen zu können, welche den be¬
rechtigten Wünschen der Arbeitnehmer innerhalb der wirt¬
schaftlichen Möglichkeiten Rechnung tragen und zur Beruhi¬
gung der wirtschaftlichen und innerpolitischen Lage wirken wür¬
den (Beifall ) . Der Minister erklärt sich dann mit den Aus -
schußbeschlüffen einverstanden und mit dem in der Pause ver¬
einbarten Kompromiß, der dem Hause noch vorgelegt werden
soll .

Inzwischen ist ein Kompromißantrag aller Parteien , mit
Ausnahme der Kommunisten , für die Entscheidung des 8 6, der
die Bestimmung über die Zwangsanleihe enthält , eingegangen.
Er bestimmt, daß für die Verbilligungsaktion der Betrag der
Zwangsanleihe erhoben wird . Die Abgabe soll! nur zur Hälfte
im August 1928 und am 2 . Januar 1924 fällig werden. Weicht
der Durchschnitt des für märkischen Roggen an der Berliner
Börse in der Zeit vom 1 . bis 15. Juli 1923 und vom 1 . bis 15.
Dezember 1923 von dem Satz von IM 000 Mark für den Zent¬
ner Roggen um mehr als 5 Prozent nach oben oder unten ad,
so vermehrt oder vermindert sich die daraus folgende Teilrate
im Verhältnis zur Abweichung. Reichen infolge unvorherge¬
sehenen Anwachsens der Zahl der Bedürftigen die erzielten
Mittel nicht aus , so ist die Aufbringung weiterer Mittel aus der
Belastung des Besitzes durch Gesetz zu regeln .

Abg . Köppler (Soz .) erklärt , seine Freunde batten zwar nach
wie vor Bedenken gegen die vollständige Aufhebung der Ge¬
treidezwangswirtschaft . Die Zustimmung zu der Vorlage
werde ihnen aber dadurch erleichtert, daß der von der Regie¬
rung gebilligte Koinpromißantrag auch den Erwerbslosen das
verbilligte Brot znweifen will.

Abg . Schiele (D . Nil .) stimmt schweren Herzens dem Kom¬
promiß zu , mit Rücksicht auf die Bekämpfung des äußeren
Feindes habe seine Fraktion ihre Bedenken zurückgestellt .

Abg . Lenthäusrr (D . Vp.) erklärt , daß auch seine Fraktion nur
aus allgemeinen Rücksichten ihre Bedenken zurückgestellt habe.

Abg. Heppemann (Komm-) : nennt ' das -Kompromiß «me Nie
j Perlage de» Proletariats .

Das Gesetz wird hierauf gegen die Stimmen der Kömii;
nisten angenommen . - . ..

Das Haus vertagt sich bis 3. Juli .
Berlin, 20 . Juni . Der SteneranSfchuß des Reichstages beriet

heute über die Verordnung über die Erhöhung der Abzüge vom
rinkommensteuerpflichtigen Einkommen bei der Lohnsteuer.
Die Vorlage sieht die Verdreifachung , der WrrbungSkostrn, ein«
Vervierfachung der Ermäßigung für Manu und Frau und eine
Vernünffachung der Ermäßigung für die Kinder gegenüber
der Sätze der Verordnung vom 12 . Mai d . I . vor . Die Redner
fast aller Parteien hielten angesichts der gegenwärtigen Ent¬
wicklung der Löhne diese Sätze für zu gering und beantragten
durchweg eine Erhöhung auf das bfache der Abzüge der Mai¬
perordnung . Reichsfinanzminjster Dr . Hermes bemerkte, daß
die Frag « der Einkommensteuerregelung aus Anlaß der seiner» .
zeit vom Reichstag gefaßten Entschließung im Reichssinanz.
Ministerium in Angriff genommen werde. Die Regierung
nehme die Frage angesichts der Gestaltung der Markentwer¬
tung in ihre Hand . Er müsse es aber äblehnen , in diesem
Augenblick näheres hierüber zu sagen. Die Regierung halte an
der Verdreifachung der Werbekosten fest , tväre aber bereit,- die
Abzüge für den Steuerpflichtigen und seine Ehefrau zu ver¬
fünffachen. Der Ausschuß entschied sich aber mit Mehrheit für '

die Vernünffachung der Abzüge für Werbungskosten , bei Ehe¬
gatten und Kindern . (Danach würde ein verheirateter Steuer ,
pflichtiger mit 2 Kindern bis zu einem Einkommen von Marl .
1 4M000 . monatlich steuerfrei bleiben.)

Berlin . M . Juni . Die Auöschußbesprechung über die Neu¬
regelung der Brotversorgung bat dazu geführt , daß die Re¬
gierung nunmehr eine neue Gesetzesvorlage ernbringt , nach
der eine BersechSfachung der Zwangsanleihe zum Zwecke der
Brotverbilligung vorgenommen wird. Die einzuzahlende
Summe soll vem I . Juli wertbeständig gemacht werden , im
Falle weiterer Geldentwertung also entsprechend erhöht wer¬
den . Die erste Einzahlung ist jedoch erst am 1 . August zu lei¬
sten, die zweite Rate im Dezember d . I . Man hofft, auf diese
Weise etwa 1800 Milliarden Mark hereinzubekommen. Dies«
Summe würde genügen, um bei- einem Getreidepreis von
IM 000 Mark für den Zentner eine Reserve schaffen zu kön¬
nen . Da der Regierungsantrag von der Sozialdemokratie und
dem Zentrum unterstützt wird, ist so gut wie sicher, daß das
Gesetz in der neuen Fassung angenommen werden wird.

Die IKepArattonsrrage.
Paris , 20 . Juni . Die durch die belgische Regierungskrise ver¬

ursache Stagnation der zwischen Paris , London und Brüssel
eingeleiteten Verhandlungen über die deutsche Note Ist noch
immer nicht behoben . Das demissionäre belgische Kabinett hat
zwar , wie bereits mitgeteilt , den unterbrochenen Meinungs¬
austausch mit Paris wieder ausgenommen . Die Meldung je¬
doch , daß in Paris heute bereits der Entwurf der belgischen
Antwort auf den englischen Fragebogen überreicht worden sei»
eilt den Tatsachen voraus . Ebenso unzutreffend ist es , wenn
van einigen Blättern der Besuch , den gestern vormittag der bel¬
gische Botschafter in Paris auf dem Quai d 'Orsay gemacht hat,
mit den Verhandlungen über die Ruhrfrage in Zusammenhang
gebracht wird. Er galt lediglich der Teilnahme an einer Sit¬
zung der Botschafterkonferenz. (Franks . Ztg .)

London, 20 . Juni . Nach hem „Daily Expreß " gab Baldwi »
vor Vertretern der Arbeiterpartei die Erklärung ab , daß die
Regelung der Ruhrfrage von grundlegender Wichtigkeit für
Europa sei. Er werde dazu alles tun , da die Lage im Rnhr »
gebiet für England nachteilig sei.

' Paris , M Juni . Ein Londoner Mitarbeiter der „Ere Non.
velle " glaubt die künftige Politik des Kabinetts Baldwi « in
folgenden zwei Leitsätzen zusammensassen zu können:

1 . Keine englische Regierung könne die Vorschläge PoineareS
über die Besetzung des Ruhrgebietes Wtheißen . Eine Billigung
der Ruhrpolitik oder eine Demarche bei der deutschen Regie¬
rung , um bei ihr die Einstellung des passiven Widerstande-
durchzusetzen , sei glatt unmöglich. Viel wahrscheinlicher sei es,
daß die englische Regierung als Preis einer Verständigung die
Rückkehr zur unsichtbaren Besetzung fordern werde.

2. Baldtvin werde alles Erdenkliche zu einer Verständigung
tun und zu großen Opfern bereit sein . Aber wenn die Politik
Poincares oder seines Nachfolgers dabei bleibe, stehe es fest ,
daß binnen kurzem die Außenpolitik Englands sich neu orien¬
tieren werde.

Zur Unterstützung dieser Auffassung führt der Berichterstat .
ter an : 1 . daß man in englischen Handels - und Jndustriekrei -
sen die Wiederherstellung der europäischen Märkte für uner¬
läßlich halte , 2. daß im Unterhaus die Mehrheit der Konser¬
vativen und die gesamte Opposition einmütig die Rnhrpolitik
verurteilen, 3. wenn dem Verständigungsversuch Baldwins der
Erfolg versagt bleibe, werde es zu keinem weitere« Schritt im
Sinne der Aussöhnung kommen. Gegen ihren Willen werde die
englische Regierung gezwungen sein , sich eine Doppelpolitik zu
eigen zu machen , um ihr lebenswichtiges Ziel, die Festlands¬
märkte wieder herznstellen, zu verwirklichen. Die Politik Poin -
cares, gerade herausgesagt, stehe in direktem Gegensatz zu de«
lebenswichtigen Interessen Englands. In diesem Punkte sei
die englische öffentliche Meinung nahezu einig. Von dieser Tat¬
sache lege man sich in Frankreich nicht genügend Rechenschaft
ab , und die große Presse hüte sich wohl , sie aufzudecken . Die
öffentliche Meinung Englands würde statt einem jener wert¬
losen Kompromisse aus der Zeit Lloyd Georges selbst den Bruch
vorziehen.

Die Nubrpotttik Zfrsnkreicds.
AnS dem Ruhrbrzirk , M . Juni . Im Hinblick auf die gestern

bekannt gegebene Verfügung des Oberkommandierenden der
Rheinarmee , wonach zur Durchführung , der Wiederherftellungs -
lieserungen Industrie - und Handelsanlagen des besetzten Ge¬
bietes von den Besatzungsmächten in eigene Regie genommen
werden können, stt es von Interesse , daß die Franzosen gegen
die verhafteten Leiter der Badischen Anilin - «nd Sodafabrft
in Ludwigshafen , insgesamt sieben Herren , die zumteil ur¬
sprünglich noch als Geiseln festgebalten worden waren , An¬
klage erheben. Von französischer. Seite wird ihr Verschulden
darin gesehen , daß sie bei der Beschlagnahme der Farbstoffe i
auf den Werken der Badischen Anilin - und Sodafabrik nicht ‘

mitgewirkt haben, sodaß den Franzosen , die mit den Werksein¬
richtungen nicht vertraut waren , Schwierigkeiten bei der Fort »
fchaffung der beschlagnahmten Erzeugnisse entstanden sind .
Die gleiche Bsicknildigurrg wie gegen die Leiter der Badischen
Anilin - und Sodafabrik erheben die Franzosen gegen die Di¬
rektoren der Abteilung DniSbnrg der Deutschen Werke A .-G.
In diesem Falle ist aber noch besonders bemerkenswert , daß'
die Franzosen in der Abteilung Duisburg , in der früher di«
Deutsche Geschützsabrik betrieben wurde , eine staatliche Einrich¬
tung erblicken und die verbafteteu Leiter gewissermaßen als
Reichsbeamten ansehen, die nach dem Rheinlandabkommen in
besonderer Weise den Befehlen der Interalliierten Rheinlarid -

j kommission unterstellt sind .
i Berlin , 20 . Juni . Der Reichspräsident hat über die vorläu¬

fige Unterbringung Ansgrwirsrner folgende Verordnung erlas¬
sen:

Die Franzosen und Belgier fahren täglich fort , auft echt-
deutsche Männer mit Frauen und Kindern aus dem besetzter«



«BfbieKau ■wtlrtibei », weik .ste M weigern. bk MttaftMgfator
Susbeutuna des Rheinlandes und Ruhrgebietes, dmch . rn«

-MMll̂ LLHelaifchen Organe zu . unterstützen. Die . Zahl der/
IT Ruhreinbruch aus dem besetzten Gebiet Ausgewiese.

sich schon jetzt auf über SSVOY . und täglich kommen
»

' '
,^-rte dann. Es ist Ehrenpflicht des gesamten deutschen

«
"

-̂ 8 für eine angemessene Unterkunft der Vertriebenen zu
i rV-i

'
Schon bisher bemühten fich in allen Teilen Deutsch»

>bs Behörden, Vereine und Private , in anerkennenswerter
^ « «bereitschaft erfolgreich um die Unterbringung - . Der Reichs-
^ Mdent hat nunmehr eine auf Artikel 48 der Reichsverfas-

'
gestützte Verordnung vom 14. Juni erlassen, durch die die

»nrläufige Unterbringung der Ausgewiesenen auf eine gesetz »
«L, Grundlage gestellt wird.

der Verordnung wird die Vflicht zur Unterbringung der
Verdrängten den Gemeinden auferlegt . Diese haben alle Vor¬
kehrungen für die Unterbringung zu treffen und können ihrer - ^
«rgs für ' die Zwecke der Unterbringung Räume jeder Art be-
«n ^pruchen . Ausgewiesene mit Familien sollen womöglich in
e „r - und Badeorten oder auf dem Lande untergebracht wer-
»en . Die Verteilung der Ausgewiesenen auf die Gemeinden er-
tzlgt auf Antrag der Fürsorgeorgane durch die örtlichen Ver-
» altungsbehörden . Wünsche der Ausgewiesenen ' werden hierbei
Mich Möglichkeit berücksichtigt. In Orten , wo eine Verpflegung
« i angemessenen Preisen nicht erhaltbar ist, können die Ver¬
waltungsbehörden den Gemeinden auch die Verpflichtung äuf -
«rlegen, die Verpflegung der Ausgewiesenest ficherzustellcn.
D ',-> Gemeinden können nötigenfalls von Dritten chiffprechende

'

Leistungen anfordern . .
' '

Die Verordnung regelt noch die Frage der Vergütung für
die gewährten Leistungen und sonstige Einzelheiten Und hebt-
ferner nachdrücklich hervor , dass die Bestimmung des - Artikels
b des Rotgesetzes vom 24 . Februar , wonach die Ausgewiesenen
«uf Wcchnungszutejlung vor allen übrigen Personen Anspruch-
Haben, aufrechterhalten wird. Die Verordnung tritt sofort in
Kroll. .

Neue Mahnabmen gegen den Müb -
rungsverkall.

. Berlin , 29 . Juni . Im Laufe der beiden vergangenen Tage
find beim Reichskanzler mit jnatzgckenden Vertretern der
Bankwclt Besprechungen gepflogen worden, die Maßnahmen

g r die Wiederaufnahme einer Stützung der Mark erörterten.
lese Besprechungen, die völlige -Übereinstimmung aller Be¬

teiligten darüber ergaben, daß die Mark augenblicklich unter
has wirtschaftlich und politisch berechtigte Matz herabgedrückt

}
ei, wurden heute fortgesetzt . Gleichzeitig hat heute nachmit-
ag Reichswirtschaftsminister Dr . Becker im Reichstag einen

"
tzeren Kreis von Wirtschaftlern und Sachverständigen um

versammelt, um die Einzelheiten der ins Auge gefaßten
egierungsmatznahmen darzulegen . Nach den uns zugegan¬

genen Mitteilungen handelt es sich bei diesen bedeutsamen
Erörterungen um Schritte der Reichsregierung , die dar¬
auf abzielen, nicht allein einen weiteren Sturz der Mark zu
verhindern, sondern darüber hinaus überhaupt eine Besserung
Unsrer Währung herbeizuführen . Bon den Führern - der Ber¬
liner Großbanken ist der Reichsregierung für ihr Beginnen die
praktische Mitarbeit und materielle Hilfe der Bankwelt zuge¬
sichert worden. Dabei besteht die Absicht einen Weg zu fin¬
den , auf dem in irgend einer Form eine gewisse Zentralisie¬
rung deS. Devisenverkehrs herbergeführt werden könnte. Man
darf hoffen , daß die eingeleiteten Maßnahmen , die sachlich
einer Stützungsaktion gleichkommen , eine bemerkenswerte
Besserung des Markkurses zur Folge halben werden. Die
Modalitäten für die endgültige Durchführung aller Einzel »
Heilen werden noch weiterhin eingehend beraten werden.

Diese von der Reichsregierung gegen den Währungsverfall
«ingeleiteten neuen Maßnahmen sind in der programmatischen
Erklärung des Reichsernährnngsministers in der heutigen Sit -
»ung des Reichstags bereits angekündigt worden. Im übrigen
Haben Besprechungen zwischen der Reichsregieruung u . den Par¬
teiführern im Laufe des heutigen Tages nicht stattgefunden ,
vielmeht sind die Parteiführer für heute nachm. 4 Uhr zum
Reichskanzler gebeten, der ihnen bei dieser Gelegenheit wohl
nähere Slufschlüsse über die weiter geförderten Beratungen mit
den Vertretern der Bankwelt und der Wirtschaft wird gebe«
Sönnen .

Mogrammatiscbe Forderungen der
Sozialdemokratie .

Berlin , IS . Juni . Ein Artikel in der . heutigen Abendaus¬
gabe des „Vorwärts " „Rettung oder Katastrophe " enthält
programmatische Forderungen der Sozialdemokratie ^ Er be¬
tont, daß angesichts der internationalen Diskussion über die
Repäratiönsfrage im Anschluß an das jüngste deutsche An¬
gebot Deutschland vor einer harten und bitteren Wartezeit
stehe, zugleich aber auch vor folgenschwersten Entscheidungen .
Alles aber komme darauf an , daß wir diese Wartezeit noch
« ufrecht überfhehen . Das sei vor allem eine Frage der inneren
Politik . Es sei eine Situation , die schärfste wirtschaftliche
Einsicht und rücksichtslose Energie , das allgemeine Interesse
gegen Private Bereicherungssucht durchzusetzen, erfordere . Die
Eltzialdemokratie verlangt zunächst von der Regierung eine
öffentliche Erklärung über die unbedingte Notwendigkeit der
sofortigen Anpassung der Löhn« und Gehälter an die Preis -
«ntwicklung und zwar für alle von den öffentlichen Körper¬
schaften und l >er Privatwirtschaft Beschäftigten . Dem .müsse
her Übergang zu wertbestänvigen Löhnen folgen für alle
Staaisarbeiter und Angestellten im Reich, Staat und Gemein¬
den . Da die Privatwirtschaft in immer größerem U-mfang
zur Gotdrechnüng übergegangen sei, die Lohn - und Gehalts¬
empfänger davon aber ausgenommen und der Staat das
Opfet dieser Entwicklung gewesen sei, müsse eine voraus -
schaürndv Finünzpolitik jetzt die Initiative ergreifen und zur
Goldrpchnüng auf dem Etat - und Steuergeblete übergehen .
Das bedeute zunächst, daß die Steuern wertbeständig -werden
Müssen . Stundungen und Kredite dürfen vani Reich und den
Betriebsverwaltungen nur auf GoktHasts und gegen Goldzins
gewährt werden. Für die Rnhrkredite gelte das im Beson¬
deren. Die Tarife und Gebühren seien der Geldenüvertung
«nzupafsen, die Subventionierung der Industrie und der
Landwirtschaft durch lächerlich geringe Frachten müsse aüf -
Ihören.

An wirtschaftspolitischen Maßnahmen wird die Wiederher¬
stellung der Aüsfuhrabgabe , die Zurückführung der Freilisten
auf den alten Stand und die verschärfte Durchführung der
Kontrolle verlangt . An finanzpolitischen Maßnahmen wird
die Vervielfachung der Zwangsanleihe , die Vervielfachung der
Vorauszahlung auf die Einkommen- und Körperschaftssteuer
«ud die gründliche Reform der Veranlagung bei der Einkom»
wen - und Bennügenssteuer gefordert . Die Sozialdemokratie
verlangt in Verbindung damit eine aktive und energische Po¬
litik der Reichsbank und verwirft in dieser furchtbar ernsten
Wituation irgendwelche persönliche Rücksichten hinsichtlich der
vieorganisation der , Reichsbankleitung . Es wird auch die For¬
derung der Schaffung einer Devisenzentrake und die Wieder¬
aufnahme der Stützungsaktion erhoben . , Dabei dürfe die
Reichsbank ihre Wechselkredite nicht mehr als . Papierkredite
peben , sondern auf Goldbasis gegen Gottgins . Sie müsse .
*Uch Daldkonti errichten und dürfe es nicht den Privatbanke ».
Merlassen, die damit aufs neue ihre Herrschaft auf dem Geld »

wvÄt - befestigen würden . Für den Schutz der Währung wer¬
den nach dem Muster der Tschechoslowakei gesetzgeberische
Maßnahmen empfohlen, die die Saboteure der Währung mit
Zuchthaus bestrafen . Eine langfristige Goldanleihe der Reichs-
bank aber , die nicht allein gegen Devisen zu erwerben sei ,
müsse das starke Bedürfnis nach wertbeständiger Anlage so¬
fort befriedigen.

Der ^Vorwärts " meint, daß eine energische und umfassende
Anwendung der vorgeschlagenen Mittel den Marksturz hem-
men könne , uird daß man vor halben oder unvollständigen
Maßnahmen warnen müsse. Die innere und äußere Politik
Deutschlands verlange , daß die Gesamtheit der Mittel zu glei¬
cher Zeit in Anwendung komme . Die sozialdemokratische Par¬
tei werde sich — und das sei auch die Aufgabe der Gewerk¬
schaften — mit ihrer ganzen Kraft für die Durchführung
diestkr Forderungen einsetzen .

Die Fortschritte der Ukraine .
Von einem Deuffchen, der kürzlich das Donezbasfion und

dann auch die besten landwirtschaftlichen Gebiete der Ukraine
besucht hat, wird uns aus Charkow geschrieben:

Es macht dem Fachmann Freude , wenn er die Tschernosen,
(das Schwarzerdegebiet) eins der ftuchtbarsten Gebiete der
Welt , Wiedersehen kann. Mir fiel angenehm auf , wie fleißig
jetzt wieder das Land bebaut und bestält worden ist . Da die
Bauern den Hauptbestandteil des ukrainischen Volkes bilden,
so wird ein guter Ausfall der Ernte das ukrainische Wirt¬
schaftsleben außerordentlich günstig beeinflussen. Nach dem,
was ich in der letzten Zeit gesehen habe, sind die besten Vor¬
bedingungen für eintz solche gute Ernte geschaffen , besonders
wenn noch einige warme Regengüsse kommen. Sehr günstig
scheinen auch die Aussichten für eine gute Obsternte zu sein.
Ich habe die Gelegenheit gehabt, verschiedene Obstgärten aus
hen Sowchosi (Lötzboden ) zu sehen.

Ins Auge fallend war der gute Ernährungszustand der
Bevölkerung und zwar nicht nur auf dem Lande, sondern auch
im Industriegebiet . Die Kraft des Volkes scheint die schwere
Heimsuchung durch die Hungersnot überraschend schnell über¬
standen z« habe», und so schreitet das Volk mit neuen Kräften
an den Wiederaufbau der durch Krieg, Hunger und « suche
verheerten Heimat . Die zahlreichen Kinderheime find ein gu¬
tes Zeugnis für den Gememsinn ; besonderen Eindruck hat mir
das von den Studenten des Technikums in Jusowka (im
Industriegebiet gelegen) unterhaltene Heim gemacht.

Im Donbas (die populäre Abkürzung für Donezbassin) hat
es mich sehr interessiert, die fruchtbare Idee der Elektrofika-
tion in den Anfängen ihrer Verwirklichung zu sehen . Es ist
offenkundig, daß die leitenden Stellen im Industriegebiet mit
Energie bestrebt sind, den gewaltigen Anforderungen , welch«
die Umorganisation des industriellen Apparates stellt, gerecht
zu werden. Sie stoßen dabei auf viele Schwierigkeiten, denn
es fehlt sowohl an Ersatzmaterial für den technischen Apparat
wie an Geld, aber die Energie der leitenden Männer läßt
hoffen, daß sie ihr Ziel erreichen und die Ukraine wieder zur
Blüte bringen werden. Soweit deutsche Arbeit bei dem Wie¬
deraufbau helfen kann, wird sie sich gewiß nicht versagen.

Ikurze Iftgcbrickten .
Jena , 18. Juni . In der letzten Sitzung der abgelaufenen

Sitzungsperiode des Thüringer Landtags gab der Staats »
minifter Fröhlich unter Bezugnahme auf eine Pressenotiz der
angeblichen Amtsmüdigkeit der Thüringer Regierung infolge
der ganz ungeheueren finanziellen Schwierigkeiten folgende
Erklärung ab : „Die finanziellen Schwierigkeiten Thüringens
find nicht größer , als die in den anderen Ländern . Die in der
Pressenotiz ausgesprochene Denunziation bedeutet aber die
Herabwürdigung des Kredits Thüringens . Das Verantwor¬
tungsgefühl ist es, was die Regierung zur Beibehaltung ihrer
Ämter bewegt. Der Rücktritt wird von uns nicht vorbereitet ,
wie es in der Pressenotiz behauptet wird . Wenn die Regierung
beseitigt"werden soll, so halben die Kommunisten es nicht in der
Hand , solange die Mehrheit des Landtages der Regierung kein
Mißtrauensvotum ausgestellt hat . Es liegt also vorerst kein
Anlaß zum Rückttitt der Regierung vor ; sie wird ihre Geschäfte
in der bisherigen Richtung weiterkühren."

„Der . Festausschuß" . . . Die Regierung ließ am Grabe
Schlageters einen Kranz niederlegen, der eine schwarz -rot -
goldene Schleife trug . Diese Schleife ist, wie der Minister
Severing im Landtag mitteilte , dem Regierungspräsidenten
zurückgesandt worden mit der Bemerkung : „ Annahme verwei¬
gert ! Zur Verwendung beim Begräbnis der jüdischen Re¬
publik. Der Festausschuß." , Bisweilen verrät , wie die „Frkft .
Zgt ." ganz richtig bemerkt, ein einziges Wort eine ganze see¬
lische Verfassung. Man hat nicht ohne Grund angenommen ,
daß es sich bei gewissen Leuten nicht so sehr um eine Trauer¬
feier für Schlageter handle, die aus tieferen Empfindungen
hervorginge, als um eine Gelegenheit, wieder mal gegen die
Republik zu demonstrieren und Stimmung für die Reaktion
zu machen . Nun sagen sie es selber : für sie war die tranriae
Angelegenheit ein — Fest.

Lsdiscke Htbersicbt
Badischer Landtag .

Der Landtag auf dem Lehr- «ud Versuchsgut Rastatt .
Die Regierung und viele Mitglieder des Landtages , sowie

die Vertreter der staatlichen und städtischen Behörden von Ra¬
statt , waren am Mittwoch nachmittag einer schon vor längerer
Zeit ergangene» Einladung der Landwiitschaftskammer zur
Besichtigung ihrer bei Rastatt gelegenen Saatzuchtanstalt ge¬
folgt. Gruppenweise folgte ein Gang und eine Fahrt durch
die mustergültig angelegten Felder , welche Saatgut für Rog¬
gen, Weizen, Gerste und Hafer liefern bezw . an die badischen
Landwirte abgeben. Mit großer Sorgfalt und unter strenger
Beobachtung ' des Gedeihens einzelner Saatarten erfolgt die
Auswahl der Anpflanzungen ; man konnte sich durch den Au¬
genschein überzeugen, wie vortrefflich nach Quantität und
Qualität die Getreidesorten gediehen sind . Würden und könn¬
ten die badischen Landwirte unter Berücksichtigung der klima¬
tischen Verhältnisse des Grund und BodenS nach diesen Metho¬
den der Saatzuchtanstalt Vorgehen , dann würde das Erträgnis
der Getreideernte ein weit besseres sein und damit auch dem
Ernährungszustand des gesamten badischen Volkes gedient
werden.

Bei dem sich anschließenden geselligen Beisammensein be¬
grüßte der Präsident der Landwirtschastskammer, Abg . Geb¬
hard , die Erschienenen -und gab eine gedrängte Übersicht der
Arbeit , die bereits in Rastatt geleistet worden ist. Direktor Dr .
Müller vervollständigte dieses Bild und zeichnete den Gang der
Arbeiten , wie sie sich seit 1318, seit Übernahme des Gutes aus
dem Allmendbesitz der Stadt Rastatt , gestaltet hat . Er führte
« . a . aus : - Die Gutsfläche ist 147 Hektar groß , darunter -20
Hektar Wiesen. Der anfängliche Mangel jeglicher Gebäude auf
der Gutsfläche: und die . Überwindung der beispiellosen Verun¬
krautung der Felder , erforderte vel Alöc .t und Tatkraft der
Betriebsleitung , um das Gut i« den jetzigen Zusttmd zu Irir »

■ gen. Heute befinden sich auf dem Gute neu errichtete schmucke,moderne und zweckmäßig eingerichtete Gebäude, in denen u. cu .
■ auch seit dem Jahre 1822 die Saatzuchtanstalt der Landwirt»
. schaftskammer untergebracht ifi _ Auf dem - großen Versuchs¬

feld der Anstalt werden die bewährtesten Sorten unserer Kul¬
turpflanzen nebeneinander auf ihre Anbauwürdigkeit hin ge¬
prüft . Aber nicht nur die fertigen Hochzüchtungen der bekann.
testen deuffchen landwirtschaftlichen Züchter werden dort an»
gebaut , sondern . auch zahlreiche Reuzüchtungen der Saatzucht -
anstatt selbst . Diese hat sich hauptsächlich zur Aufgabe gemacht,
die bei uns in Baden aus den natürlichen Boden - und klima¬
tischen Verhältnissen hervorgegangenen aber zurückgebliebenen
Landsorten zu verbessern. Durch Zuchtauswahl und Vergleich

- im Wettbewerb mit den leistungsfähigsten deutschen Hock>,üch»
tungen wird eine Veredlung unserer Landsorten herbeigeführt .Von besonderer Wichtigkeit ist außerdem, daß sowohl auf dem
Versuchs- und Lehrgut in Rastatt als auch auf den übrigen
Versuchs- und Lehrgütern der Landwirtschaftskammer zahl- "
reiche junge Bauernsöhne, die sich in der landwirtschaftlichen
Detriebsführung ausbilden wollen, als Schüler praktisch beschä-
tigt werden . Diese jungen Leute sind geeignet, das auf dem
Lehrgut Gesehene und Gelernte in dem eigenen Gutsbetriebe
anzuwenden .

Der Betriebslester des Gutes , Saatzuchtinspektor Buß , tellte
die angewandten Methoden der Züchtungen und das Ziel der- ..
selben in anschaulicher Weise mit.

Landtagspräsident , Ministerialrat Dr . Baumgartner , dankt« ' -
mit freundlichen Worten für das Dargebotene. Er würdigte >
die volkswirtschaftliche Bedeutung derartiger Musterbetriebe
und sprach die Hoffnung aus , daß, wenn der . Erfolg der Lei¬
stungen des Gutes nach und nach in der Mndwirtschaft des
Landes verbreite , die deutsche Eruährungsfrage in bessere
Bahnen kommen werde.

: Im Verlauf der Stunde des gemütlichen Beisammenseins
wurden noch von verschiedenen Teilnehmern anerkennende
Worte über das Geschaute ausgesprochen. Auch ein Doppel-
quartett aus Rastatt erfreute die Anwesenden durch schöne Ge»
angsvorträge .

*

Die sozialdemokratische Fraktion hat dem Landtag folgend»
Anträge unterbreitet , die dem Haushaltsausschutz überwiesen

- wurden :
I . Der Landtag wolle beschließen , die Regierung zu er¬

suchen , sofort bei der Reichsregierung zu beantragen , daß >
1 . dem Freistaat Baden zur Förderung der produktiven Er¬

werbslosenfürsorge sofort ein den jetzigen Verhältnissen ent».
'

sprechender größerer Betrag zur Verfügung gestellt wird,
2. den Gemeinden für die Durchführung der produktiven

Erwerbslasenfürsorge die vollen Sätze der durch die ErwerbS-
losenbefchäftigung dem Reich ersparten Unterstützungen über¬
wiesen werden . . , .

II . Der Landtag wolle beschließen , die Regierung zu er¬
suchen , sofort bei der Reichsregierung dahirl vorstellig zu wer¬
den, daß mit sofortiger Wirkung die Unterstützungssätze für dt« ,
Kriegsbeschädigten und Kriegshinterbliebenen, sowie für So¬
zial - und Kleinrentner in ausreichendem Maße erhöht wer¬
den.

III . Der Landtag wolle beschließen , die Regierung zu er¬
suchen , alsbald bei der Reichsregierung zu beantragen , daß

1. für die Lohnsteuerzahler die Werbungskosten und Kinder¬
zuschläge der. Geldentwertung enffprechend erhöht werden,2. die Besitzsteuer sofort der Geldentwertung entsprechend
erhöht werden .

IV . Der Landtag wolle beschließen , die Regierung zu er¬
suchen , den Gemeinden für die sofortige Gewährung einer ein¬
maligen Beihilfe für die Erwerbslosen ausreichende Mittel
zur Verfügung zu stellen .

Das Deutschtum im Ausland.
Das badische Kultusministerium hat an die Schulleiter fotz

gcnden Erlaß gerichtet:
„Die Sehnsucht der Deutschen nach Zusammenfassung der

ganzen Nation in einem Staatswesen ist durch die Reichsver¬
fassung von 1919 so wenig erfüllt worden, wie durch die Er¬
eignisse von 1848 und die Reichsgründung von 1871. Die Idee
der Schöpfung einer großdeutschen Republik wurde im Novem-
ber 1918 in abwegigen Hoffnungen auf das Wohlwollen der
Feinde bei einem Verzicht auf die großdeutsche Einigung Preis. -
gegeben. Als tatsächlichen Lohn ernteten wir die AbtrennUM
weiteren deutschen Landes in offener oder verhüllter Form
(Elsaß -Lothringen , Danzig , Westpreußen, oberschlesrsche Ge-
bietsteile , Saarland usw .) Heute schweben sogar die Lande
am Rhein in erneuter Gefahr , vom Mutterlande losgeriffen
oder ihm entfremdet zu werden. Die Millionenzabl der Deut - '
scheu , die außerhalb des Reiches stehen , hat sich gegenüber dem
Zeitalter von 1871 bis 1918 vervielfacht .

Mit ihnen den innigsten geistigen und sittlichen Zusammen¬
hang zu bewahren und ihnen materiellen Beistand zu leisten,
wo sie zum Zwecke der Erhaltung deutscher Lebensgüter seiner
bedürfen , ist eine der obersten nationalen Pflichten eine » je¬
den Reichsdeuffchen. Der „Verein für das Deutschtum im Aus¬
land " hat die Erweckung hierzu als seine besondere Aufgabe
erkoren . Da es wichtig ist, daß jene Pflicht schon der Jugend
eindringlich zu Gemüte geführt werde , so halte ich es für er¬
wünscht, daß die Lehranstalten aller Gattungen es dem Verein
ermöglichen und erleichtern, seine werbende Arbeit auch an der
Schuljugend selber zu entfalten . Es sind demnach Schul»
räumlichkeiten für entsprechende Veranstaltungen des Vereins
bereitwillig zur Verfügung zu stellen und die Schüler auf
solche Veranstaltungen in geeigneter Belehrungsform hinzü-
weisen. Doch wünsche ich. daß an der Freiwilligkeit der Teil¬
nahme festgehalten , Druck »der Zwang auf die Schüler nicht
ausgeübt und eine Preisgabe don Unterrichtsstunden vermie¬
den werde . Sollten irgendwo parteipolitische Spekulationen un» °
tcrm Deckmantel der Vereinsbestrebungen auftauchen, über - ,
Haupt der Verdacht einer unsachlichen Ausnutzung deS Deutsch- . ^
tumgedankens nahegelegt werden, so ersuche ich um unver¬
züglichen Bericht, da derlei im Interesse des Auslandödeutsch-
tums und der großdeutschen Idee abgewehrt werden muß."

Aveldeptlicbt der Arbeitgeber bei Streicks
und Aussperrungen.

P .A . Die Reichsarbeitsverwaltung hat vor kurzem auf ,
Grund des § 42 Absatz 1 des Arbeitsnachweisgesetzes Vor¬
schriften über Meldungen bei Streiks und Aussperrungen er¬
lassen. Darnach sind alle Arbeitgeber ohne Rücksicht darauf ,
ob ihre Betriebe gewerblicher oder nichtgewerblicher Art sind
oder e/b es sich um Privatunternehmer , öffentliche Körperschaf. .
ten oder Behörden handelt, zu folgenden Meldungen verpflich¬
tet :

Bricht in einem Betrieb ein Ausstand aus oder wird eine
Aussperrung vorgenommen, so muß der Arbeitgeber dem zu¬
ständigen Arbeitsnachweis (Arbeitsamt ) unverzüglich und in
doppelter Fertigung Meldung erstatten (Ausbruchsmeldung).
Diese Meldung soll enthalten : Name (Firma ) des Arbeitgeber»,
genaue Bezeichnung des betroffenen Betriebs ; Beginn dctz
Ausstands oder der Aussperrung ; Gesamtzahl der in dem
Betrieb überhaupt beschäftigten Arbeitnehmer ; Zahl der aus¬
ständigen oder ausgesperrlen Arbeitnehmer (jeweils Arbiter . .
und Angestellte getrennt ) . Bezieht sich der Ausstand oder di»

I Aussperrung , nur auf einzelne Berufsgruppen oder SBetneW -



-ik , so hat die Meldung die Gesamtzahl der in diesen Be¬
triebsfesten beschäftigten Arbeitnehmer zu enthalten .Wird von einer öffentlichen Beruf -Vertretung oder wirt¬
schaftlichen Vereingung eine Sammelmeldung über eine AuS-
stands - oder AusspecrungSbewegung erstattet , so find die in der
Sammelmeldung aufgeführten Arbeitgeber von der besonderen
Meldepflicht befreit, sofern die Sammelmeldung >n jeder Be¬
ziehung den erwähnten Meldebedingungen entspricht.Uber all« wichtigen Veränderungen in der Ausstands - oder
An-fperrungsbewegung mutz dem zuständigen Arbeitsamt be¬
richtet werden ; diese Zwischenmeldung soll nach Form und In .
halt der ersten (Ausbruchs- ) Meldung entsprechen. Ebenso istvon der Beendigung de» Ausstandes bezw . der Aussperrungunverzüglich Meldung zu erstatten (Schlutzmeldung). Füralle diese Meldungen erhalten die Arbeitgeber Vordrucke betden Arbeitsnachweisen.

Von diesen Meldungen mutz die Verpflichtung der Arbeit¬geber zur statisttschr « Berichterstattung nach Beendigung vonAuSständen oder Aussperrungen unterschieden werden. Auf
diese Statistik , für die ebenfalls entsprechende Vordrucke betden Arbeitsämtern zu erhalten sind, finden die Besttmmunzenfür die Meldungen sinngemäß Anwendung.

„Das Hakenkreuz am Totenwagen ".
Die Freiburger „Volksmacht ' schreibt zu unserer neulichenBemerkung, wir müßten ihr die Verantwortung für die Rich¬tigkeit ihrer Mitteilungen überlaffen , folgendes :
»Wir können hierzu dem Organ der badischen Regierungversickern, daß die »BolkSwacht " die volle Verantwortung fürdie Richtigkeit ihres Berichts übernimmt . Es verbürgen sichzunächst hierfür der politische Redakteur der Volkswacht., Zum¬tobel, sowie Parteisekretär Peter Mäher und der örtliche Par »testvrfitzende Schrer. Alle drei haben der Kundgebung vonAnfang bis zu Ende angewohnt , und zwar war ihr Standortdirekt am Totenwagen , in unmittelbarer Nähe des Hakenkreuz,lerredners , wie der Kranzdeputationen und der Studenten . Un¬sere Informationen und Beobachtungen find also an Ort undStelle selbst vorgenommen worden . . . Wenn es not täte, wür¬den wir auch noch eine ganze Menge weiterer Zeugen namhaftmachen . Das amtliche Organ der badischen Regierung wirdauch zugeben, daß die Herren Profefloren und andere Teil¬nehmer an der Kundgebung längst in der Öffentlichkeit sichgemeldet hätte» , wenn die Mitteilungen der »Volkswrcht"nicht von ihnen selbst als zutreffend empfunden würden . Eintrauriges Zeichen ist eS allerdings auch , daß nicht einer derTeilnehmer , der innerlich selbst die nationalistisch-halenkreuz -lerische Demonstration mißbilligte , den Mut fand, öffentlich

gegen ben Mißbrauch mit der Leich« Schlageters zu prote¬stieren. '
Wir nehmen von diesen Auslassungen der . BolkSwacht '

gerne Notiz. Sie bestätigen unser Urteil über dir Vorgänge :Aus der Totenfeier für einen tapferen deutschen Mann habennationalistische Elemente einen parteipolitischen Rummel ge¬macht und damit dem Geist des Toten selbst zuwidergehandeltl

Verkehr mit dem « encbtal.
Am Freitag , de« 22 . Juni 1923 wird werktags der Personen¬zugsverkehr über den Behelfsbogen Renchen—Zusenhofen er¬öffnet . Von diesem Tag an verkehren die Züge werktags zwi¬schen Renchen und Oppenau wie im Fahrplan vom 1. Juniveröffentlicht. Die Kraftpostfahrten Renchen—Oberkirch werde»

gleichzeitig eingestellt. Sonn - und Feiertags kann der Behelfs¬bogen nicht befahren werden , sodaß die Züge an diesen Tagennur zwischen Zusenhofen und Oppenau verkehren.

Brurze Nachrichten aus Baden .
Die Gepäcktrötzergebühren und die Znführungsgrbvhrr « fürErpreßgut der amtlichen Gepäck- und Expretzgutbestüitereienwerden mit sofortiger Wirkung erhöht . Auskunft erteilen dieStationen . ,
DZ. Offenburg, 20. Juni . Durch btn bereits gemeldetenBefehl der Brückenkopftommandanten sind auf eine Länge von500 Metern diesseits der südlichen Grenzen der GemeindenOrtenberg und Elgersweier folgende Wege verboten ; DerPfad , welcher sich am Fuße und um das Ortenberger Schloßnach Westen zieht, der Zugang zum Ortenberger Bahnhof durchden Bahnübergang , der Feldweg zwischen der Kinzig und demEisenbahngleis , die Dämme der beiden Ufer der Kinzig unddie Straße von Elgersweier nach Berghaupten .
DZ . Renchen , 20. Juni . Durch die Besetzung de» Eisen¬bahnknotenpunkte? Appenweier war die Seitenlinie der StaatS -

bahn Appemveler—Oppenau , die den Verkehr nach den Heil¬bädern des Kniebis vermittelt , von der Hauptlinie abgeschnittenworden . Nachdem mit vieler Mühe geglückt war , den Überland,
transport einer Maschine von Renchen, dem jetzigen Betriebs¬ende der Hauptbahn , nach Zusenhofen zur Renchbahn zu be¬
werkstelligen, konnte ein örtlicher Betrieb von da nach Oppenaustattfinden . Die Verwaltung ging alsbald an den Bau eine»
Verbindungsgleises von Renchen nach Zusenhofen, um den zumBlindsack gewordenen Renchtalstrang wieder anzuschließen.Der Gleisanschluß ist nunmehr so weit fertiggestellt, daß der
Gütewerkehr bereits über ihn geleitet wird . Für das Rench-

tal « it feiner Industrie und ür die auf einem toten Punktangelangten Kniebisbäder ist diese Verbindung von höchstervitaler Bedeutung . _DZ . Kehl , 80. Juni . Hier find neuerdings 14 Eisenbahn,beamte und Eisenbahnarbeiter der Station urch de» Güteramte »Kehl ansgewtese« worden . Die Betroffenen müssen bis 12 Uh«mittags am 20. d. M . das besetzte Gebiet verlaffen haben . IhreFamilien haben in vier Tagen zu folgen. Rur drei von ihnendürfen ihr Mobiliar mitnehmen.

Aus der Landeshauptstadt .
Handel mit Käse. Eine Mitteilung aus der LebenSmrttÄ»

Prüfungsstation besagt : Beim Verkehr mit Käse wird in letz ,ter Zeit oft beobachtet , daß der Fettgehalt bedeutend geringerist als in oen Vorkriegszeiten. DaS kaufende Publikum kann
sich vor Übervorteilung beim Käsekauf schützen, indem eS den
Käse auch nach seinem Fettgehalt bewertet u . bezahlt . Rahmkäsesoll mindestens 60 Prozent Fett , bollfetter Käse mindesten»40 Prozent , halbfetter Käse mindestens 20 Prozent Fett aufTrockenmaffe berechnet enthalten . Als Magerkäse gilt solcher: mit weniger als 10 Prozent Fett in der Trockenmaffe. Auch

j bei Weichkäse (z . B . Camembert ) , Tafetkäse, Edelweiß usw . ist
i der jeweilige Fettgehalt für die Güte und Preisbildung maß .
> gebend. Der unter der Bezeichnung „Pettt Camembert " echt mit
! Baby in runder Holzschachtel verpackte , hier häufig im Verkehr
; anzutreffende Käse besitzt nur 8 bis 13 Prozent Fett , während
: normaler Camembert mlndrstrnS 40 Prozent Fett in der
i Trockenmaffe aufweist. Der unter der Bezeichnung »feiner
: pommerischer Romadour Schutzmarke »Wie der da' hier eben-
! falls häufig käufliche Käse hat einen Fettgehalt von nnr 2,7Prozent und stellt somit einen sehr fettarmen Magerkäse dar.

»Roswitha "-Käse zeigt einen Fsitgehalt von 28,9 Prozent , ent¬
spricht somit nur einem halbfetten Käse. . Da es bei warmer
Witterung oft vorkommt, daß — besonder» der Weichkäse zer¬läuft , überreif und übelriechend wird, ist den Käufern zu!
empfehlen, sich vor dem Kauf von der Genußfähigkeit de»

| Käses zu überzeugen .

j * Landestheater . Am Freitag, den 22. d. Mts. findet in
; der Aufführung von »Aida' für den kontraktlich beurlaubten
- Herrn Zilken wiederum ein bedeutendes Gastspiel statt und! zwar wird der bekannte jugendliche Heldentenor der, Münche-
! ner Staatsoper , Herr Fritz Krauß , den Radames singen. —<
I Die Partie des Oberpriesters Ramphis liegt erstmalig in Hän -! den von Walter Warth . — Für die Partie des Königs wurdeI an Stelle des erkrankten Herrn Glaß das ftühere beliebt«s Mitglied des Landestheaters , Herr Franz Roha verpflichtet.Badisches Landestheater .Donnerstag , 21 . Juni . 7— 91/, Uhr . 8p . 16000 M.Außer Abonnement . Th .-Gem . B .V . B . Nr . 3101— 5100-Oie fünf Fra nkfurter .

Badisches Landestheater .
Freitag , 22 . Juni . 67, - 10 Uhr . Sp . 112000 M .Abonn . B 22. Th .-Gem . B .V .B . Nr .4801—5100 ,Gastspiel von Herrn Fritz Krauß von der Staats¬

oper in München .In der Neueinstudierung «
und Neuinszenierung »« MSi .

Radames : Fritz Krauß .

imiHiimtmtiiiiiiitiMMiMiiHiuumiiiUMMitHiiimimtiimiimHitiiiHiiiiMHituiMtiiii,
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in bewährter Gate
und reicher Auswahl
zu angemessenen Preisen
gegen Barzahlungoder auf Teilzahlung .

Eigene Verkaufsstellen:
KARLSRUHE, Karifriedrichstr. 22
FREIBURG, Kaiserstr. 27
BRUCHSAL, Gewerbehallea . Markt
PFORZHEIM Theaterstr . IS
OFFENBURG, Steinstr. 2
MOSBACH, Hauptstr. 12
MANNHEIM , Schloß, rechter Flü¬

gel, Reitbahn
© .169

( BADISCHER BAUBUND il (
ß Gemeinnütziger Möbelvertrieb |
| Telepho . 5157 . Karlsruhe am Rondellplatz . I
ft. .

Unsere Preise für Farbbänder
betragen ab heute :

bi* zu 11 mm Breitep . St . Jt 6600 .—, dasDtzd . uf 77880 .—» ** 13 h ,» »» »» ,, 7500 .—, ,, „ ,, 85800 .—» ,, 16 » t> », „ i, 9000 .—, 104280 .—
•9 25 m h ii w ii 11000 .— , „ , , ,, 124080 . —

Auf diese Preise geben wir bis zum 20 . ds . Mts . 10%Rabatt . Nach dem 20 . ds . Mts . gelten dieselben netto so¬fort, wenn nicht von den Fabrikanten höhere Preise ver¬wirkt werden . © .556Kohle -Papier , Quart , M. 10000.—, Folio M. 12000In schwarz oder viol.

W. Prüfer & Co. , gesamter Bürobedarf
ErbpHnzenstraße 4. Telephon ISI u. 1184.
SÄ. Wm ich«. LehmftM

' ' '
----- MoltWiA 9 lktaatstechnikunij. --- --

DaS Winter -Semester 1923/24 beginnt mit demUnterricht am Montag , de« 18 . Oktober , vormit¬tags 9 « hr . gj.548Die Prüfungen am 12. bezw . 13 . Oktober, vormit-tags 8 Uhr-
Die Prüflinge werden besonders benachrichtigt.Die Anmeldungen sind längstens am 15 . Juli 1923einzureichen.
Alles Nähere ist aus dem gegen Einsendung von500 M nebst Porto zu beziehenden Prospekt zu er¬sehen.

Die Direktion.

KUNSTHAUS SEBALD
WALDSTR . 30M KARLSRUHE TEL 4130

ABI . JUNI 1023
KOLLEKTIV- AUSSTELLUNG 0 .579

PROF . ADOLF HILDENBRAND
GEMÄLDE - AQUARELLE

SEBALD- KERAMIK - BÜCHER
GEÖFFNET : WERKTAGS VON 10—1 UHR UNO Z—0 UHRAB 15- MAI BIS 15. SEPT . SONNTAGS GESCHLOSSEN

Verbot der Herstellung vo« Brauntwei « aus
Obst betr .Wir bringen im Nachstehenden die auf das Verbotder Herstellung von Wranntwein aus Obst bezüglichenBestimmungen der Verordnung des Reichsministersfür Ernährung und Landwirtschaft vom 8. September1968 (RGBl . S . 765 ) zum lAbdruck: S .659

Verordnung über Lebensmittel .
(Vom 8. September 1932 .)

lAuf Grund der Verordnung über KriegSmaßnalh-
nahmen zur Sicherung der Volksernährung vom 22.Mai 1916 (i3i® 81. S . 40% 18 . August 1917 (RMBl .S . 823) wird verordnet : usw . usw.

§ 3. Die '
Herstellung von Wranntwein aus Obst istverboten.

Die Landeszentralbehörden können für Obst, das
zur menschlichen Ernährung nicht geeignet ist oder inanderer Weise nicht verwendet werden kann, die Ver¬
arbeitung auf Wranntwein zulassen.

8 4. Wer den Vorschriften in den 88 1 bis 8 zu¬widerhandelt , wird mit Gefängnis biS zu einem Jahrund mit Geldstrafe bis zu Errchundrrttausend Markoder mit einer dieser Strafen bestraft .Neben der Strafe kann auf Einziehung der Gegen¬stände erkannt werden , auf die sich die strafbar : Hand¬lung bezieht, ohne Unterschied, ob sie dem Täter ge¬hören oder nicht .
8 5. Der Reichsminister für Ernährung und Land¬

wirtschaft kann Ausnahmen von den Vorschriften die¬
ser Verordnung zulassen.

8 6. Diese Verordnung tritt mit dem 16. Septem¬ber 1922 in Kraft .
W e r l i n , den 8. September 1922 .Der Reichsmjnistrr für Ernährung u. Landwirtschaft.

g :z. F elh r .

In Ausführung des 8 3 Abs. 2 der vorstehenden
Verordnung bestimmen wir :

8 1 . Di« Verarbeitung von Brennkirschen, fernervon Fall - und Steinobst , das zur menschlichen Er¬
nährung nicht geeignet ist, sowie von Trestern zuBranntwein wird gugelaffen.

8 2. Gesuche um Gestattung weiterer Ausnahmenvon dem Verbot Isind durch Vermittlung der Bezirks¬ämter an das Ministerium des Innern zu richten.
8 3. Unsere Verordnung vom 19. Juni 1922, Ver¬

bot der Verarbeitung von Obst und Obsterzeugniffen
zu Branntwein (Staatsanzeiger Nr . 166 vom 20. Juli1922) tritt mit sofortiger Wirkung außer KrafL

Karlsruhe , den 26. September 1922.
Ministerium des Innern .
I . V. : gez . Dr . A. I u n g . O .-Z . 54.

Gegenstand : Der Tnbakanban im Erntejahr 1983 .
Nach 8 21 des Tabaksteuergesetzeshaben die Tabak¬

pflanzer , welche Tabak für eigene Rechnung pflanzenoder pflanzen lassen, dem Bürgermeisteramt des Orts ,zu dem das angepflanzte Grundstück gehört, bis zumAblauf des 15. Juni 1923 sämtliche mit Tabak be¬
pflanzten Grundstücke (also auch die kleinen Anpflan¬
zungen in Gärten ufw. ) einzeln nach ihrer Lage und
Größe schriftlich anzumelden und zwar für Anpflan¬
zungen auf verschiedenen Gemarkungen je mit einer be- ‘
sonderen Fluranmeldung . S . 648 .

Die erst nach dem 15. Juli 1923 bepflanzten Grund¬
stücke sind vom Pflanzer spätestens am 3. Tage nachdem Beginn der Bepflanzung anzumelden.

Von jeder Veränderung in der Person des Inhabersdes Grundstücks ist der Steuerbehörde (Hauptzollamt —
Zollamt ) binnen 3 Tagen eine schriftliche Anzeige von
dem neuen Inhalier und im Falle der freiwilligen
Veräußerung auch von dem bisherigen Inhaber zu
machen .

Pflanzer , die mehr als 60 Geviertmeter mit Tabak
bepflanzen , müssen den Tabak zur amtlichen Verwie-
gung stellen und räumen . Pflanzer , die nicht mehrals 50 Geviertmeter mit Tabak bepflanzen und diesen
ausschließlich für den eigenen Hausbedarf verwenden,sind hiervon entbunden , müssen jedoch die Grundstückenach ihrer Lage und Größe ebenfalls der Steuerbe¬
hörde anmelden .

Die Vordrucke für Flur - und Ertragsanmeldungen
sind von den betr . Pflanzern beim zuständigen Bürger¬meisteramt gegen Bezahlung in Empfang zu nehmenund nach erfolgter Ausfertigung bis zum bestimmtenTermin , 15. Juli 1923 , zwecks Vermeidung der gesetz¬
lichen Strafen , an das Bürgermeisteramt zurück¬
zugeben.

Sekbstberbraucher haben nur die Fluranmeldung ab¬
zugeben.

Die Bürgermeisterämter (mit Ausnahme der Stadt
Karlsruhe ) (also nicht durch nochmaliges Einrückenin die Zeitungen ) werden ersucht , vorstehendes in orts¬
üblicher Weise in ihren Gemeinden bekannt zu geben.

Karlsruhe , den 18. Juni 1923 .
Hauptzollamt .

Sötgal. SchispW
«. Ctratiie *« i4ts!aiWt.
S .647 . Karlsruhe , über

das Vermögen der „In¬
ternationalen Holz- und
Baumaterialien -Export

Gesellschaft mit beschränk¬
ter -Haftung" in Karlsruhe
ist heute vormittag 10 Uhr
Konkurs eröffnet worden.
Kaufmann Karl Nagel,
Karlsruhe , Akadcmie-
straße 43 ist Kon -
kursverwalter . Konkurs¬
forderungen sind bis zum10. August 1923 bei dem
Gericht anzumelden . Es
wird Termin anberaumt
zur Beschlutzfassnna über
die Beibehaltung des er¬
nannten oder die Wahl
eines anderen Verwalters ,
sowie über die Bestellungeine» Gläubigerausschus -
ses und eintretendenfalls
Über die in 8 132 der Kon-
kursordnunq bezerckneten
Gegenstände auf Mittwoch,den 18 . Juli 1923. vor¬
mittags 10 Uhr, und zur
Prüfung der angemelde¬
ten Forderungen auf
Mittwoch, de» 82. August
1923 , vormittag » 19 Uhr.
Allen Personen , welche
eine zur Konkursmasse ge-
hörige Sache in Besitz ha¬
ben oder zur Konkurs¬
masse etwas schuldig sind ,
ist aufgegeben, nichts an
den Gemeinschuldner zu
verabfolgen oder zu lei¬
sten , auch die Verpflich¬
tung auferlegL von dem
Besitze der Sache und von
de« Forderungen , für wel¬
che sie aus der Sach« ab-
acfonderte Befriedigung in

Anspruch nehmen, dem
Konkursverwalter bis
zum 18. Juli 1923 Anzei¬
ge zu machen .
Karlsruhe , 18. Juni 1923 .

Amtsgericht KarlSuhe
A3 — Gerichtsschreiber.

AW »M
StaMma
EelWiWslmis.
Die Gemeinde Jöhlingen

verkauft preiswert einen
guterhaltenen , wenig ge¬
brauchten © .568

WMM
wegen Platzmangel . Lieb¬
haber wollen sich beim
Bürgermeisteramt wegen
Übernahme melden.

Jöhlingen , 20. Juli 1923 .
Der Grmeinderat.

gesucht , der im gesamten
Gemeindereckmungs-, Kas -
sin - und Buchhaltuneswe -
sen erfahren ist . Bewer¬
ber, nicht über 25 Jahre
alt — gewandter tüchtiger
Kaufmann nicht ausge¬
schlossen — wollen sich un¬
ter Vorlage von Zeuanis -
ien und Angabe der Ge-
haltSansprüche bis läng¬
stens 1. Juli d. I . melden.
Wertheim , 15. Juni 1923.

Gemeinderat .

MinMpg .
Wir suchen zum möglichst

baldigen Eintritt einen
jungen Kassengehilfenwel-
cher im Berwaltungs - und

GckneinderechnungSwsse«
bewandert ffL Geeignete
Bewerber wollen sich so¬
fort , spätestens bis 1. Juli
ds . IS . bei ber unterzeich-
neten Stelle schriftlich
melden. !Fachar!beiter wer¬
den bevorzugt . Bezahlung
nach Gruppe IV der Be¬
soldungsordnung . B .563 2.1

Lädenburg , 13. Juni 1928.
Gemeinderat :

Koch .
Tfv . 1044.

Binnentarif Ui Neben.
bahnMckMhl-Dörzbach

(ZagWbM.
Tfv . 4a.

Deutscher Eisenbahn- löll.
tertorif , Teil li, Heft c ib.

Mit Wirkung vom L
Juli 1923 ab werden die
Gebühren für die Umla¬
dung von Wagenladungs¬
gütern , die Rollschemelge¬
bühren sowie die festen
Tarifzuschläge im Verkehr
mit Stationen der Neben¬
bahn Möckmühl -Dörzkmch
erhöht. Die Änderungen
für den Binnentarif wer¬
den durch den Nachtrag 6
durchgeführt. Nähere Aus¬
kunft erteilt die Unter¬
zeichnete. B .566 .

DaS alsbaldige Inkraft¬
treten der Tariferhöhung
gründet sich auf die vor¬
übergehende Änderung de»
8 6 der EBO . (ReichSgs-
setzblatt 1914 Seite 455 ).

Berlin , 18. Juni 1923.
Deuttcke Eisenbahn -Be-
triebs -Gesellschaft. A.-G.

Tfv . 1014 .
taeinfiimer Binnentarif
ber Deutschen Eisenbahn.

Betriebs-Eesellschast
(badische Nebenbahnen ).

Tfv . 4a.
Deutscher Eisenbahn-M
tertartf Teil ». Heft e Id.

Mit Wirkung vom 1.
Juli 1923 ab werden die
Umladegebühren der Ne¬
benbahn Mosbach-Mudau
und die Zuschlags- und
Anstoßfrachten der Neben,
bahnen Achern -Ottenhö -
fen Biberach-Oberhar -
mersbach, Haltingen -Kan-
dtrn , Krozingen-Münster -
tal -Sulzburg , Mosbach-
Mudau , Oberschefflenz-
Billigheiin u . Orschweier-
Ettenheimmünster erhöht .
Nähere Auskunft erteilt
die Unterzeichnete. Da »
alsbaldige Inkrafttreten
der Tariferhöhung grün¬
det sich auf die vorüber¬
gehende Änderung des 8
6 der EBO . (R .GBl . 1914
Seite 455 ) . BL67 .

Berlin , 18. Juni 1923.
Deutsche EtsenbahnBr -
triebS-Gesellschaft. A.-G.

Druck der Karl -xuh« Zetten » .
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